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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Anpassung der Pensionen aus der Pensionsversicherung Anpassung der Pensionen aus der Pensionsversicherung 

§ 108h. (1) unverändert. § 108h. (1) unverändert. 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Pension zugrunde zu legen, auf die 
nach den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse und 
der Ausgleichszulage und vor Anwendung von Ruhensbestimmungen. Sie erfaßt 
im gleichen Ausmaß alle Pensionsbestandteile. 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Pension zugrunde zu legen, auf die 
nach den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse und 
der Ausgleichszulage und vor Anwendung von Ruhens- und 
Wegfallsbestimmungen sowie der Bestimmungen nach § 86 Abs. 3 Z 2 dritter 
und vierter Satz. Sie erfaßt im gleichen Ausmaß alle Pensionsbestandteile. 

 (2a) Abweichend von Abs. 2 ist bei Hinterbliebenenpensionen, für die sich 
am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres durch die Anwendung des § 264 
Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt, die mit dem Hundertsatz von 60 
bemessene Pension der Anpassung nach Abs. 1 zugrunde zu legen. 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis (5) unverändert. 

Schlussbestimmung zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2018 Schlussbestimmung zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2018 

§ 715. § 42b Abs. 1 bis 4 und die Anlage 14 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft. 

§ 717. § 42b Abs. 1 bis 4 und die Anlage 14 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft. 

 Pensionsanpassung 2019 

 § 718. (1) Abweichend von § 108h Abs. 1 erster Satz sowie Abs. 2 und 2a ist 
die Pensionserhöhung für das Kalenderjahr 2019 nicht mit dem 
Anpassungsfaktor, sondern wie folgt vorzunehmen: Das 
Gesamtpensionseinkommen (Abs. 2) ist zu erhöhen 

  1. wenn es nicht mehr als 1 115 € monatlich beträgt, um 2,6%; 

  2. wenn es über 1 115 € bis zu 1 500 € monatlich beträgt, um jenen 
Prozentsatz, der zwischen den genannten Werten von 2,6% auf 2% linear 
absinkt; 

  3. wenn es über 1 500 € bis zu 3 402 € monatlich beträgt, um 2%; 

  4. wenn es über 3 402 € monatlich beträgt, um 68 €. 
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 (2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 
Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2018 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 86 Abs. 3 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, Pensionen, die nach § 108h Abs. 1 letzter 
Satz für das Kalenderjahr 2019 nicht anzupassen sind, befristete Pensionen, deren 
Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2018 endet, sowie 
Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2018 durch die 
Anwendung des § 264 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

  1. eine Hinterbliebenenpension in der Höhe, in der sie im Dezember 2018 
bei Zutreffen der Voraussetzungen unter Berücksichtigung einer 
Erhöhung nach § 264 Abs. 6 oder einer Verminderung nach § 264 
Abs. 6a gebührt hat; 

  2. eine Invaliditäts(Berufsunfähigkeits)pension in der Höhe, in der sie im 
Dezember 2018 bei Zutreffen der Voraussetzungen unter 
Berücksichtigung einer sich nach § 254 Abs. 6 und 7 ergebenden 
Teilpension gebührt hat. 

 (3) Bezieht eine Person zwei oder mehrere Pensionen aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung, die zum Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 zählen, 
so ist der Erhöhungsbetrag nach Abs. 1 auf die einzelne Pension im Verhältnis 
der Pensionen zueinander aufzuteilen. 

 (4) Bei Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2018 durch 
die Anwendung des § 264 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt, ist 
abweichend von den Abs. 1 und 2 die mit dem Hundertsatz von 60 bemessene 
Pension mit dem Anpassungsfaktor für das Kalenderjahr 2019 zu vervielfachen. 

 (5) Abweichend von den §§ 293 Abs. 2 und 700 Abs. 5 sind die 
Ausgleichszulagenrichtsätze einschließlich der Richtsatzerhöhung für Kinder für 
das Kalenderjahr 2019 nicht mit dem Anpassungsfaktor, sondern mit dem 
Faktor 1,026 zu vervielfachen. 
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Artikel 2 

Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

Anpassung der Pensionen aus der Pensionsversicherung Anpassung der Pensionen aus der Pensionsversicherung 

§ 50. (1) unverändert. § 50. (1) unverändert. 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Pension zugrunde zu legen, auf die 
nach den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse und 
der Ausgleichszulage und vor Anwendung von Ruhensbestimmungen. Sie erfaßt 
im gleichen Ausmaß alle Pensionsbestandteile. 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Pension zugrunde zu legen, auf die 
nach den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse und 
der Ausgleichszulage und vor Anwendung von Ruhens- und 
Wegfallsbestimmungen sowie der Bestimmungen nach § 55 Abs. 2 Z 2 dritter 
und vierter Satz. Sie erfaßt im gleichen Ausmaß alle Pensionsbestandteile. 

 (2a) Abweichend von Abs. 2 ist bei Hinterbliebenenpensionen, für die sich 
am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres durch die Anwendung des § 145 
Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt, die mit dem Hundertsatz von 60 
bemessene Pension der Anpassung nach Abs. 1 zugrunde zu legen. 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis (5) unverändert. 

 Pensionsanpassung 2019 

 § 373. (1) Abweichend von § 50 Abs. 1 erster Satz sowie Abs. 2 und 2a ist 
die Pensionserhöhung für das Kalenderjahr 2019 nicht mit dem 
Anpassungsfaktor, sondern wie folgt vorzunehmen: Das 
Gesamtpensionseinkommen (Abs. 2) ist zu erhöhen 

  1. wenn es nicht mehr als 1 115 € monatlich beträgt, um 2,6%; 

  2. wenn es über 1 115 € bis zu 1 500 € monatlich beträgt, um jenen 
Prozentsatz, der zwischen den genannten Werten von 2,6% auf 2% linear 
absinkt; 

  3. wenn es über 1 500 € bis zu 3 402 € monatlich beträgt, um 2%; 

  4. wenn es über 3 402 € monatlich beträgt, um 68 €. 

 (2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 
Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2018 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 55 Abs. 2 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, Pensionen, die nach § 50 Abs. 1 letzter 
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Satz für das Kalenderjahr 2019 nicht anzupassen sind, befristete Pensionen, deren 
Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2018 endet, sowie 
Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2018 durch die 
Anwendung des § 145 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

  1. eine Hinterbliebenenpension in der Höhe, in der sie im Dezember 2018 
bei Zutreffen der Voraussetzungen unter Berücksichtigung einer 
Erhöhung nach § 145 Abs. 6 oder einer Verminderung nach § 145 
Abs. 6a gebührt hat; 

  2. eine Erwerbsunfähigkeitspension in der Höhe, in der sie im 
Dezember 2018 bei Zutreffen der Voraussetzungen unter 
Berücksichtigung einer sich nach § 132 Abs. 5 und 6 ergebenden 
Teilpension gebührt hat. 

 (3) Bezieht eine Person zwei oder mehrere Pensionen aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung, die zum Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 zählen, 
so ist der Erhöhungsbetrag nach Abs. 1 auf die einzelne Pension im Verhältnis 
der Pensionen zueinander aufzuteilen. 

 (4) Bei Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2018 durch 
die Anwendung des § 145 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt, ist 
abweichend von den Abs. 1 und 2 die mit dem Hundertsatz von 60 bemessene 
Pension mit dem Anpassungsfaktor für das Kalenderjahr 2019 zu vervielfachen. 

 (5) Abweichend von den §§ 150 Abs. 2 und 365 Abs. 2 sind die 
Ausgleichszulagenrichtsätze einschließlich der Richtsatzerhöhung für Kinder für 
das Kalenderjahr 2019 nicht mit dem Anpassungsfaktor, sondern mit dem 
Faktor 1,026 zu vervielfachen. 

Artikel 3 

Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Anpassung der Pensionen aus der Pensionsversicherung Anpassung der Pensionen aus der Pensionsversicherung 

§ 46. (1) unverändert. § 46. (1) unverändert. 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Pension zugrunde zu legen, auf die 
nach den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse und 
der Ausgleichszulage und vor Anwendung von Ruhensbestimmungen. Sie erfaßt 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Pension zugrunde zu legen, auf die 
nach den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse und 
der Ausgleichszulage und vor Anwendung von Ruhens- und 
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im gleichen Ausmaß alle Pensionsbestandteile. Wegfallsbestimmungen sowie der Bestimmungen nach § 51 Abs. 2 Z 2 dritter 

und vierter Satz. Sie erfaßt im gleichen Ausmaß alle Pensionsbestandteile. 

 (2a) Abweichend von Abs. 2 ist bei Hinterbliebenenpensionen, für die sich 
am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres durch die Anwendung des § 136 
Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt, die mit dem Hundertsatz von 60 
bemessene Pension der Anpassung nach Abs. 1 zugrunde zu legen. 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis (5) unverändert. 

 Pensionsanpassung 2019 

 § 366. (1) Abweichend von § 46 Abs. 1 erster Satz sowie Abs. 2 und 2a ist 
die Pensionserhöhung für das Kalenderjahr 2019 nicht mit dem 
Anpassungsfaktor, sondern wie folgt vorzunehmen: Das 
Gesamtpensionseinkommen (Abs. 2) ist zu erhöhen 

  1. wenn es nicht mehr als 1 115 € monatlich beträgt, um 2,6%; 

  2. wenn es über 1 115 € bis zu 1 500 € monatlich beträgt, um jenen 
Prozentsatz, der zwischen den genannten Werten von 2,6% auf 2% linear 
absinkt; 

  3. wenn es über 1 500 € bis zu 3 402 € monatlich beträgt, um 2%; 

  4. wenn es über 3 402 € monatlich beträgt, um 68 €. 

 (2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 
Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2018 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 51 Abs. 2 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, Pensionen, die nach § 46 Abs. 1 letzter 
Satz für das Kalenderjahr 2019 nicht anzupassen sind, befristete Pensionen, deren 
Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2018 endet, sowie 
Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2018 durch die 
Anwendung des § 136 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

  1. eine Hinterbliebenenpension in der Höhe, in der sie im Dezember 2018 
bei Zutreffen der Voraussetzungen unter Berücksichtigung einer 
Erhöhung nach § 136 Abs. 6 oder einer Verminderung nach § 136 
Abs. 6a gebührt hat; 

  2. eine Erwerbsunfähigkeitspension in der Höhe, in der sie im 
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Dezember 2018 bei Zutreffen der Voraussetzungen unter 
Berücksichtigung einer sich nach § 123 Abs. 5 und 6 ergebenden 
Teilpension gebührt hat. 

 (3) Bezieht eine Person zwei oder mehrere Pensionen aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung, die zum Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 zählen, 
so ist der Erhöhungsbetrag nach Abs. 1 auf die einzelne Pension im Verhältnis 
der Pensionen zueinander aufzuteilen. 

 (4) Bei Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2018 durch 
die Anwendung des § 136 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt, ist 
abweichend von den Abs. 1 und 2 die mit dem Hundertsatz von 60 bemessene 
Pension mit dem Anpassungsfaktor für das Kalenderjahr 2019 zu vervielfachen. 

 (5) Abweichend von den §§ 141 Abs. 2 und 357 Abs. 2 sind die 
Ausgleichszulagenrichtsätze einschließlich der Richtsatzerhöhung für Kinder für 
das Kalenderjahr 2019 nicht mit dem Anpassungsfaktor, sondern mit dem 
Faktor 1,026 zu vervielfachen 

Artikel 4 

Änderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 

 § 113n. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Anpassung von Versorgungsleistungen und Beträgen für das Jahr 2019 mit dem 
Faktor 1,026 vorzunehmen. 

Artikel 5 

Änderung des Opferfürsorgegesetzes 

 § 17m. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Anpassung von Versorgungsleistungen und Beträgen für das Jahr 2019 mit dem 
Faktor 1,026 vorzunehmen. 

Artikel 6 

Änderung des Impfschadengesetzes 

 § 8k. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Anpassung von Versorgungsleistungen und Beträgen für das Jahr 2019 mit dem 
Faktor 1,026 vorzunehmen. 
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Artikel 7 

Änderung des Verbrechensopfergesetzes 

 § 15m. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Anpassung von Versorgungsleistungen und Beträgen für das Jahr 2019 mit dem 
Faktor 1,026 vorzunehmen. 

Artikel 8 

Änderung des Heimopferrentengesetzes 

 Anpassung 2019 

 § 19c. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Anpassung der Rentenleistung für das Jahr 2019 mit dem Faktor 1,026 
vorzunehmen. 

Artikel 9 

Änderung des Pensionsgesetzes 1965 

Auswirkungen künftiger Änderungen dieses Bundesgesetzes und Anpassung 
der wiederkehrenden Leistungen 

Auswirkungen künftiger Änderungen dieses Bundesgesetzes und Anpassung 
der wiederkehrenden Leistungen 

§ 41. (1) bis (4) unverändert. § 41. (1) bis (4) unverändert. 

 (5) Die in § 718 Abs. 1 und 2 ASVG für das Kalenderjahr 2019 festgelegte 
Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass das Gesamtpensionseinkommen einer Person die Summe aller 
im Dezember 2018 

 nach diesem Bundesgesetz aufgrund eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisses zum Bund, 

 nach dem Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl. Nr. 159/1958,  

 nach dem Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972, und  

 nach dem Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, BGBl. Nr. 85/1953,  

gebührenden und der Pensionsanpassung zum 1. Jänner 2019 unterliegenden 
Ruhe- und Versorgungsbezüge umfasst. Bei der Anpassung der Pensionen von 
Beamtinnen und Beamten der Länder, auf die dieses Bundesgesetz anzuwenden 
ist, ist kein Gesamtpensionseinkommen zu bilden. Bei einer Erhöhung nach § 718 
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Abs. 1 Z 4 ASVG ist der gesamte Erhöhungsbetrag dem Ruhe- oder 
Versorgungsgenuss zuzurechnen. Bezieht eine Person zwei oder mehrere Ruhe- 
oder Versorgungsbezüge ist § 718 Abs. 3 ASVG entsprechend anzuwenden. 

Übergangsbestimmungen zu § 41 Abs. 1 Übergangsbestimmungen zu § 41 Abs. 1 

§ 41a. (1) Folgende Bestimmungen sind auch auf Personen anzuwenden, 
die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der jeweiligen Änderung Anspruch auf 
monatlich wiederkehrende Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz hatten: 

§ 41a. (1) Folgende Bestimmungen sind auch auf Personen anzuwenden, die 
zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der jeweiligen Änderung Anspruch auf 
monatlich wiederkehrende Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz hatten: 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 

 4. § 41 Abs. 2 bis 4 in der jeweils geltenden Fassung,  4. § 41 Abs. 2 bis 5 in der jeweils geltenden Fassung, 

 5. unverändert.  5. unverändert. 

(2) bis (8) unverändert. (2) bis (8) unverändert. 

Artikel 10 

Änderung des Bundestheaterpensionsgesetzes 

Anpassung der Ruhe(Versorgungs)genüsse Anpassung der Ruhe(Versorgungs)genüsse 

§ 11. (1) bis (5) unverändert. § 11. (1) bis (5) unverändert. 

 (6) Die in § 718 Abs. 1 und 2 ASVG für das Kalenderjahr 2019 festgelegte 
Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass das Gesamtpensionseinkommen einer Person die Summe aller 
im Dezember 2018 

 nach diesem Bundesgesetz,  

 nach dem PG 1965 aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses 
zum Bund, 

 nach dem Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972, und  

 nach dem Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, BGBl. Nr. 85/1953,  

gebührenden und der Pensionsanpassung zum 1. Jänner 2019 unterliegenden 
Ruhe- und Versorgungsbezüge umfasst. Bei einer Erhöhung nach § 718 Abs. 1 
Z 4 ASVG ist der gesamte Erhöhungsbetrag dem Ruhe- oder Versorgungsgenuss 
zuzurechnen. Bezieht eine Person zwei oder mehrere Ruhe- oder 
Versorgungsbezüge ist § 718 Abs. 3 ASVG entsprechend anzuwenden. 
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Artikel 11 

Änderung des Bundesbahn-Pensionsgesetzes 

Auswirkung künftiger Änderungen pensionsrechtlicher Bestimmungen, des 
Gehaltes und der ruhegenussfähigen Zulagen 

Auswirkung künftiger Änderungen pensionsrechtlicher Bestimmungen, des 
Gehaltes und der ruhegenussfähigen Zulagen 

§ 37. (1) bis (4) unverändert. § 37. (1) bis (4) unverändert. 

 (5) Die in § 718 Abs. 1 und 2 ASVG für das Kalenderjahr 2019 festgelegte 
Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass kein Gesamtpensionseinkommen zu bilden ist. Bei einer 
Erhöhung nach § 718 Abs. 1 Z 4 ASVG ist der gesamte Erhöhungsbetrag dem 
Ruhe- oder Versorgungsgenuss zuzurechnen. 

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

§ 60. (1) bis (5) unverändert. § 60. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Folgende Bestimmungen sind auch auf Personen anzuwenden, die zum 
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der jeweiligen Änderung Anspruch auf monatlich 
wiederkehrende Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz hatten: 

(6) Folgende Bestimmungen sind auch auf Personen anzuwenden, die zum 
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der jeweiligen Änderung Anspruch auf monatlich 
wiederkehrende Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz hatten: 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

 3. § 37 Abs. 2 bis 4 in der jeweils geltenden Fassung,  3. § 37 Abs. 2 bis 5 in der jeweils geltenden Fassung, 

 4. unverändert.  4. unverändert. 

(7) bis (15) unverändert. (7) bis (15) unverändert. 

Artikel 12 

Änderung des des Bezügegesetzes 

§ 31. Die §§ 11, 13, 16 Abs. 1, 20, 21, 23, 27, 28, 33 bis 40, 41 Abs. 1 bis 4 
und 42 bis 45 des Pensionsgesetzes 1965 sind anzuwenden. 

§ 31. Die §§ 11, 13, 16 Abs. 1, 20, 21, 23, 27, 28, 33 bis 40, 41 und 42 bis 45 
des Pensionsgesetzes 1965 sind anzuwenden. 

§ 34. (1) bis (3) unverändert. § 34. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Bestimmungen der §§ 11, 13, 16 Abs. 1, 21, 23, 27, 28, 33 bis 40, 
41 Abs. 1 bis 4 und 42 bis 45 des Pensionsgesetzes 1965 sind sinngemäß 
anzuwenden. 

(4) Die Bestimmungen der §§ 11, 13, 16 Abs. 1, 21, 23, 27, 28, 33 bis 40, 41 
und 42 bis 45 des Pensionsgesetzes 1965 sind sinngemäß anzuwenden. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

§ 44. (1) Auf die in diesem Artikel geregelte Versorgung sind die §§ 11, 13, § 44. (1) Auf die in diesem Artikel geregelte Versorgung sind die §§ 11, 13, 
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16 Abs. 1, 20, 21, 23, 27, 28, 33 bis 40, 41 Abs. 1 bis 4 und 42 bis 45 des 
Pensionsgesetzes 1965 anzuwenden. 

16 Abs. 1, 20, 21, 23, 27, 28, 33 bis 40, 41 und 42 bis 45 des 
Pensionsgesetzes 1965 anzuwenden. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

§ 44k. Die §§ 11, 13, 16 Abs. 1, 20, 21, 23, 27, 28, 33 bis 40, 41 Abs. 1 bis 
4 und 42 bis 45 des Pensionsgesetzes 1965 sind anzuwenden. 

§ 44k. Die §§ 11, 13, 16 Abs. 1, 20, 21, 23, 27, 28, 33 bis 40, 41 und 42 bis 
45 des Pensionsgesetzes 1965 sind anzuwenden. 

 


